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Freihandel verteidigen – 
denn er nutzt allen 

In den letzten Jahren ergreifen immer mehr 
Staaten protektionistische Maßnahmen. Sie 
betrachten ihre Länder, als wären sie Unter-
nehmen, setzen Exporte mit Erlösen und 
Importe mit Kosten gleich. Kurzum: Der  
Merkantilismus aus dem 16. bis 18. Jahrhundert 
ist zurück. 

Doch diese Betrachtung ist schlichtweg falsch 
und führt gedanklich auf nationalistische  
Irrwege. Leistungsbilanzsalden sind keine 
Unternehmensbilanz, sondern bilden lediglich 
die Summe von Investitions- und Konsum-
entscheidungen ab. Ihre Bewertung lässt sich 
nicht am Vorzeichen ablesen, sondern zeigt 
sich erst im Zeitverlauf. Anders formuliert: Man 
kann schlechte Investitionen im In- und  
Ausland tätigen. 

Wenn z.B. ein deutsches Unternehmen eine 
Fabrik nicht in Deutschland, sondern in den 
USA baut und dafür notwendige Maschinen in 
Deutschland kauft, „verbessert“ sich die  
deutsche Handelsbilanz, die amerikanische 
„verschlechtert“ sich – dabei entstehen dort 
neue Jobs und neue Produktivität. Auch  
„beutet“ ein Exporteur ein Land, in das es seine 
Güter liefert, nicht aus. Es sorgt dort hingegen 
für ein größeres Angebot und sinkende Preise 
für Konsumenten. Im Exportland wiederum 
sichert der Export Produktion und Jobs. 

Dass Freihandel und weltweite Arbeitsteilung 
beiden Seiten nutzt, lässt sich auch empirisch 
zeigen. So hat Freihandel weltweit zu einem 
Rückgang von Armut geführt. (Dollar & Kraay 
2004)

Deswegen:  Handels-
beziehungen ausbauen  
und stärken 

Deutschland sollte sich international, wo auch 
immer dies möglich ist, für freien Handel 
einsetzen. In erster Linie gilt dies als größte 
Volkswirtschaft Europas im Rahmen der 
gemeinsamen EU-Handelspolitik – jedoch 
nicht nur. Verlässliche Partnerschaften lassen 
sich auch über bestehende multilaterale  
Formate wie die G7 organisieren. 

Die Zustimmung in der Bevölkerung für mehr 
Freihandel ist vorhanden: Laut einer aktuellen 
Ipsos-Umfrage halten 68 % der Deutschen 
Freihandel für vorteilhaft. 

Konkret sollte das Handelsabkommen CETA 
zwischen Kanada und der EU zügig von allen 
EU-Mitgliedstaaten ratifiziert werden, um den 
vorläufigen Status in ein dauerhaftes Abkom-
men zu überführen. (Statista, 2024) 

Gleiches gilt für das Mercosur-Abkommen 
zwischen der EU und südamerikanischen 
Demokratien. Es bietet großes Potenzial für 
wirtschaftlichen Austausch und stärkt die 
strategische Partnerschaft über den Atlantik 
hinweg. Eine zügige Ratifizierung wäre wichtig, 
um neue Märkte zu erschließen und die Posi-
tion demokratischer Staaten im globalen Han-
del zu festigen.

Ganz grundsätzlich hat sich die schwarz-rote 
Bundesregierung vorgenommen, Initiativen 
auch für neue Freihandelsabkommen zu 
ergreifen. Dieser Ansatz ist absolut zu unter-
stützen, da Handel Wohlstand mehrt und zu 
internationaler Verständigung beiträgt. 
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Wettbewerbsfähigkeit 
erhöhen statt verdeckte 
Industriepolitik betreiben

Gerade im Umgang mit China werden in 
den letzten Jahren immer wieder Rufe nach 
staatlichem Eingreifen zugunsten heimi-
scher Unternehmen gefordert. Begründet 
werden sie zum einen grundsätzlich damit, 
dass chinesische Exporteure inzwischen zu 
großen Konkurrenten deutscher Unterneh-
men geworden sind. Zum anderen sei der 
Wettbewerb nicht fair, da die chinesische 
Führung ihre Unternehmen so stark  
subventioniere.  

Beide Argumente tragen bei genauerem 
Hinsehen nicht. So ähneln diese Warnun-
gen zum einen frappierend denjenigen vor 
ein paar Jahrzehnten vor dem Aufstieg der 
japanischen Exportwirtschaft. (Die Zeit, 
1991) Die Zunahme von Wettbewerb ist in 
einer Marktwirtschaft aber immer positiv zu 
bewerten, er sorgt für Innovation und  
sinkende Preise. Gleiches geschah seiner-
zeit mit dem Aufstieg Japans. Zwar werden 
in Deutschland heute keine TV-Geräte mehr 
gefertigt, weil diese in Japan günstiger und 
besser entstanden sind. Dadurch konnte 
in Deutschland mehr Kapital und Arbeits-
kraft auf die Produkte konzentriert werden, 
die hierzulande besonders gut hergestellt 
werden können (z.B. Maschinen- und Anla-
genbau). Auch das Subventionsargument 
ist nicht überzeugend. Schließlich wäre die 
Konkurrenz aus China ohne staatliche  

Interventionen und Subventionen sogar 
noch größer, da sie Arbeit und Kapital effizi-
enter einsetzen könnten. 

Kurzum: Wir müssen in Deutschland nicht 
chinesischer werden, sondern wettbe-
werbsfähiger. Wir können nicht kontrollie-
ren, wie in China gewirtschaftet wird, aber 
wir können kontrollieren, unter welchen 
Bedingungen hierzulande gewirtschaftet 
wird. Und da gibt es genug zu tun: Steuern 
und Abgabenquote, Energie- und Bürokra-
tiekosten – sie alle schwächen die Position 
deutscher Exporteure enorm. (Deutsche 
Bundesbank, 2025) Der Ruf nach Gegen-
Subventionen als Vorwand für verdeckte 
Industrie- und Klientelpolitik ist hingegen 
abzulehnen.
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Transatlantische 
Wirtschaftsbeziehungen 
strategisch neu ausrichten

Die USA sind der mit Abstand wichtigste 
Wirtschafts- und Kapitalpartner der 
EU. 2023 belief sich das bilaterale Han-
dels- und Einkommensvolumen auf rund 
2.250 Mrd. Euro – etwa 13 % des EU-BIP. 
Die Kapitalverflechtung ist eng: Gegen-
seitige Direkt- und Portfolioinvestitionen 
betragen jeweils 7.000 bis 10.000 Mrd. Euro, 
die jährlichen Einkünfte aus Zinsen und 
Gewinnen daraus belaufen sich auf über 
350 Mrd. Euro. Zugleich wächst die han-
delspolitische Unsicherheit – trotz des 
jüngsten Zoll-Deals. (Stiftung Familien-
unternehmen, 2025) Zwar hat man sich 
scheinbar endgültig auf einseitige Zölle von 
15 Prozent auf die Mehrzahl von Gütern 
geeinigt. Gleichzeitig lässt die amerikani-
sche Administration die Drohung weiterer 
Zölle im Raum stehen – z.B. im Zusammen-
hang mit dem Streit um Grönland. Eine 
Rückkehr zum Stand vor 2017 ist unwahr-
scheinlich. Trotz verständlichem Unmut 
über die USA sollte die EU und Deutschland 
als die stärkste Wirtschaft der EU weiter 
deeskalierend wirken und sich strategisch 
weiterhin als verlässlicher Partner der USA 
positionieren – über Investitionsschutz, 
gemeinsame Standards und geopolitische 
Stabilität. Wir müssen aus dem Scheitern 
von TTIP lernen und mittel- bis langfristig an 
dem Ziel eines US-amerikanisch-europäi-
schen Freihandelsabkommens festhalten. 
Ein solcher gemeinsamer Handelsraum 
hätte das Potenzial, Wohlstand und Inno-
vation dies- und jenseits des Atlantiks zu 
erhöhen.  

Gleichzeitig braucht es eine Vertiefung 
der europäischen Kapitalmarktunion: Sie 
stärkt die Finanzkraft Europas, wertet den 
Euro auf und entlastet so den US-Dollar. 
Das macht amerikanische Exporte wettbe-
werbsfähiger – ohne neue Handelskonflikte 
zu provozieren.

EU-Binnenmarkt stärken

Die Kommission weist auf der Grundlage 
von Studien des Europäischen Parlaments 
darauf hin, dass schon eine weitere Inte-
gration des Binnenmarktes für Indus-
trieerzeugnisse nach einer längeren 
Übergangsperiode einen zusätzlichen jähr-
lichen Nutzen in Höhe von 3 bis 4 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) erbringen 
könnte. Verbesserungen des Binnenmarktes 
für Industrieerzeugnisse würden demnach 
„jährlich zwischen 183 und 269 Milliarden 
Euro generieren“. Ein noch etwas größeres 
Potenzial liegt im Bereich der Dienstleis-
tungen, obwohl sie grundsätzlich weniger 
handelbar sind als Industrieprodukte. Die 
„Wertsteigerung durch die weitere Integra-
tion der Dienstleistungsmärkte“ könnte sich 
„auf 297 Milliarden Euro“ belaufen. (Euro-
pean Parliament, 2019)

Anders ausgedrückt: Die EU bezollt sich 
selbst in weit höherem Maße als die US-
Administration dies aktuell tut. Deutsch-
land sollte sich deshalb vehement für eine 
Stärkung des Binnenmarktes einsetzen und 
neue Hindernisse bekämpfen.
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